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GKV-Spargesetz: Primärärztliche Versorgung steht auf der Kippe
Wachstumsabschlag ist Strukturbremse und muss weg

Am Freitag, dem 12. Juni 2026, beginnt der Deutsche Bundestag mit der ersten Lesung des GKV- 
Beitragssatzstabilisierungsgesetzes (GKV-BStabG). Dann beginnt die entscheidende parlamentarische 
Phase für ein Gesetz, das die hausärztliche Versorgung in Nordrhein-Westfalen gefährdet. Der Haus-
ärztinnen- und Hausärzteverband Nordrhein e.V. lehnt den Entwurf entschieden ab. Die Versorgung der 
Patientinnen und Patientinnen und Patienten muss gesichert bleiben, ebenso die wirtschaftliche Existenz 
der Praxen.

Das Gesetz sieht zwei zentrale Eingriffe in die hausärztliche Versorgung vor: Erstens sollen künftige Ver-
gütungssteigerungen an die Grundlohnrate gebunden werden. Zweitens wird ein Wachstumsabschlag 
eingeführt, der Praxen finanziell bestraft, wenn sie mehr Patientinnen und Patienten versorgen und in die 
hausarztzentrierte Versorgung (HZV) einschreiben. „Wer mehr Menschen koordiniert versorgt, soll weni-
ger Vergütung pro Patient erhalten“, kritisiert Elke Cremer, Vorsitzende des Hausärztinnen -und Hausärz-
teverbandes Nordrhein. „Das ist ein gravierender Eingriff in unsere Berufsfreiheit und völlig unsinnig“. Im 
ersten Jahr sollen auf diese Weise bundesweit rund 70 Millionen Euro aus den Hausarztpraxen abgezo-
gen werden, ein erheblicher Teil davon betrifft in Nordrhein-Westfalen 3.117 Praxen und rund 2 Millionen 
Versicherte in der HZV.

Das Gesetz konterkariert den Koalitionsvertrag, der ein Primärversorgungssystem mit der hausärztlichen 
Praxis als zentralem Steuerungselement vorsieht „Es gab 66 Reformvorschläge der Expertenkommis-
sion, der Wachstumsabschlag ist keiner davon“, rügt Cremer. „Das ist vielmehr eine eigenmächtige Er-
gänzung des Bundesgesundheitsministeriums ohne wissenschaftliche oder wirtschaftliche Grundlage. 
Pauschale Vergütungskürzung bedeutet systemimmanente Mengenbegrenzung.“

Der Verband informiert seit Wochen in den Wahlkreisen die Bundestagsabgeordneten, Landespolitiker 
und Kommunalpolitiker mit Fakten aus den Praxen über die Versorgungssituation und die Konsequenzen 
des Gesetzes. „Die Versorgung der Patientinnen und Patienten steht auf der Kippe“, erklärt Elke Cremer. 
„Praxen werden keine neuen Patientinnen und Patienten aufnehmen können, Investitionen in Perso-
nal, Ausstattung und Digitalisierung werden zurückgefahren, der Strukturwandel hin zu Teampraxen und 
interprofessionellen Primärversorgungszentren wird gebremst. Für viele ältere Kolleginnen und Kollegen 
ist das jetzt der Zeitpunkt, auch ohne Nachfolgeregelung aufzuhören.“ Vor dem Hintergrund des demo-
graphischen Wandels wird die Versorgung sehenden Auges vor die Wang gefahren.

Der niedrigschwellige, wohnortnahe Zugang zu hochwertiger hausärztlicher Versorgung ist keine Selbst-
verständlichkeit. Er ist aber Voraussetzung für gesellschaftlichen Zusammenhalt, besonders in Regionen, 
die bereits heute unter Hausärztemangel leiden. „Digitale Tools und Umverteilung medizinischer Versor-
gungsaufgaben auf andere Berufsgruppen sind keine Lösung“, betont Cremer. Die Hausärztinnen und 
Hausärzte sind zentrale Vertrauenspersonen für 18 Millionen Menschen in Nordrhein-Westfalen.
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